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Das offene Wort 


Zum Tag der 
Pressefreiheit 


Der Internationale Tag der 
Pressefreiheit wurde von der 
UNESCO, einer Organisation 
der Vereinten Nationen, ins 
Leben gerufen. 


Auf Vorschlag der UNESCO 
erklärte die UNO-Vollver- 
sammlung am 20.12.1993 den 
3. Mai zum jährlichen Welttag 
der Pressefreiheit. 


Organisationen wie »Reporter 
ohne Grenzen« nutzen diesen 
Tag, um staatliche Willkür, Ge- 
waltmaßnahmen, Tötung oder 
Bestrafung und Inhaftierung 
von Journalisten anzupran- 
gern, weil »freie, pluralistische 
und unabhängige Medien ein 
Merkmal demokratischer Ge- 
sellschaften« seien. 


Alljährlich wird eine Rangliste 
der Pressefreiheit veröffent- 
licht. Danach gibt es die frei- 
heitlichste Presse in Finnland, 
Norwegen, Dänemark und in 
den Niederlanden (Platz 1-4). 
Die Bundesrepublik Deutsch- 
land steht dabei nur auf Platz 
12. Selbst ein Land wie Jamai- 
ka (Platz 9) wird als sicherer 
eingestuft. 


Bewertet werden Fälle von 
Bedrohungen, Festnahmen, 
Tötung und Mißhandlungen, 
außerdem die Fragen, ob der 
Staat ein Medienmonopol hat 
und inweiweit er diese Medien 
überwacht und zensiert. 


»Das Bundesverfassungsge- 
richt hat ganz eindeutig ge- 
sagt: Die Rolle des Journali- 
sten ist eine besondere. Sie ist 
vom Grundgesetz geschützt. 
[..] Doch trotz verbriefter 
Pressefreiheit geht die Justiz 
immer wieder rigoros gegen 
Journalisten vor«, erklärt dazu 
der Medienrechter Dr. Klaus 
Rehbock. 


Wir von der UN können ein 
Lied davon singen, weiß 


Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Wie vor rund 200 Jahren 


Die ZENSUR hat eine alte, lang- 
jährige Tradition. Sie war schon 
immer das Mittel der Herrschen- 
den, ihre Macht zu sichern. 


Das Wort »Zensur« umfaßt dabei 
ja nicht nur die direkte und bei 
Strafe verbotene Berichterstat- 
tung oder Meinungsäußerung, 
sondern viel mehr. 
Die Lügenpres- 
se, die neu- 
denglisch so ge- 
nannte »Political 
Correctness«, 
die Verschleie- 
rung, das Ver- 
schweigen, die 
Verdrehung und 
Umdrehung der 
Begriffsinhalte, 
die »freiwillige« 
Selbstbeschrän- 


Zeitgenössische Karikatur, ca. 1820: »Wichtige Frage welcher 
in heutiger Sitzung bedacht wird: Wie lange mochte uns das 


Nicht in einem Roman, sondern 
in der Wirklichkeit war ein typi- 
sches Beispiel dafür das den 
Menschen eingehämmerte Wort 
von den »Entsorgungsparks« in 
den 70er Jahren, als die Regie- 
renden mit Milliarden-Subven- 
tionen aus Steuergeldern die 
Atomzertrümmerungskraftwerke 


Ş S Ih x 


Denken wohl noch erlaubt bleiben?« 


kung, über be- 

stimmte Tabu-Themen gar nicht 
zu berichten und »kontaminier- 
te« Worte zu vermeiden, sind al- 
les Formen der Zensur. 


Schon Johann Wolfgang von 
Goethe (1749-1832) erregte sich 
in seinen Tag- und Jahreshef- 
ten über die Unterwerfung der 
Zeitungen unter eine obrigkeits- 
staatliche _Einheits-Sichtweise 
der Dinge: 

»Von jeher und noch mehr seit 
einigen Jahren« sei er überzeugt, 
»daß die Zeitungen eigentlich nur 
da sind, um die Menge hinzuhal- 
ten und über den Augenblick zu 
verblenden, sei es nun, daß der 
Redakteur eine äußere Gewalt 
hindere, das Wahre zu sagen, 
oder daß ein innerer Parteisinn 
ihm dasselbe verbietet.« 


George Orwell (1903-1950) 
scheint mit seinem berühmten 
Roman »1984« geradezu ein 
Lehrmeister für die heutigen 
Sprachverwirrer und Zensoren 
gewesen zu sein. Er schildert 
darin die Machenschaften der 
Herrschenden, mit ihrem »Neu- 
sprech« das Denken ihrer Unter- 
tanen zu beherrschen. 


SPIEGEL DER ZEIT 


förderten. In den »Entsorgungs- 
parks« sollte man viel Grün se- 
hen und die Vögel zwitschern hö- 
ren — so wurden alle Fragen nach 
dem Verbleib der über Jahrtau- 
sende tödlich strahlenden Abfäl- 
le gelöst. 


Und so ist es bis heute: aus wi- 
derrechtlich Einreisenden wur- 
den zuerst »Asylsuchende« und 
dann »Flüchtlinge«. Weil inzwi- 
schen aber trotz aller Medien- 
zensur durchgesickert ist, daß 
sie diesen Status gar nicht haben 
(weil schon aus einem sicheren 
Land kommend), nennt man sie 
nun »Refugees«, um das Volk zu 
verdummen. 


ZUM NACHDENKEN: 


»Die Menschen in Euro- 
pa sind heutzutage fast 
so stark reguliert, mani- 


puliert und indoktriniert, 
wie wir in der späteren 
kommunistischen Ära ge- 
wesen sind.« 


Václav Klaus, 
tschechischer Ex-Präsident 
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Schluß mit Zensur und Selbstzensur! 


. Die Grundrech 


Artikel 5 


[Meinungs-, Informations-, Pressefreiheit; Kunst und Wissenschaft] 


(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu 
äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quel- 
len ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der 
Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. 


Eine Zensur findet nicht statt. 


(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der all- 
gemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der 
Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre. 

(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Frei- 
heit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung. 


»Eine Zensur findet 
nicht statt.« Oder doch? 


Seit 1956 existiert in Deutschland 
der Deutsche Presserat — ein von 
der Bundesregierung finanziell 
unterstütztes Gremium — bei dem 
sich jeder über Verstöße gegen 
journalistische Grundregeln be- 
schweren kann. 


Dabei wird auf einen Presseko- 
dex des Deutschen Presserates 
zurückgegriffen, der vorschreibt, 
was Journalisten erlaubt ist und 
was nicht (vgl. UN 2/2016): 


Ziffer 12 
DISKRIMINIERUNGEN 


Niemand darf wegen seines Geschlechts, einer Behin- 
derung oder seiner Zugehörigkeit zu einer ethnischen, 
religiösen, sozialen oder nationalen Gruppe diskrimi- 
niert werden. 


RICHTLINIE 12.1 

BERICHTERSTATTUNG ÜBER STRAFTATEN 

In der Berichterstattung über Straftaten wird die Zu- 
gehörigkeit der Verdächtigen oder Täter zu religiösen, 
ethnischen oder anderen Minderheiten nur dann er- 
wähnt, wenn für das Verständnis des berichteten Vor- 
gangs ein begründbarer Sachbezug besteht. 
Besonders ist zu beachten, dass die Erwähnung Vorur- 
teile gegenüber Minderheiten schüren könnte. 


»Publizistische Grundsätze (Presseko- 
dex)« des Deutschen Presserates in der 
Fassung vom 11.3.2015, hier Ausschnitt 
von Seite 10. 


Ist dieser Pressekodex, insbe- 
sondere die zitierte Richtlinie 
12.1, vereinbar mit dem An- 
spruch, unerschrocken, fair und 
umfassend zu berichten? Nein! 


Die Richtlinie 12.1 ist eine An- 
regung des »Verbandes der 
Deutsch-Amerikanischen Clubs 
e.V.« von 1971. Den Jahrbüchern 
des Presserats ist zu entnehmen, 
daß es Ziel dieser Richtlinie war, 
»bei der Berichterstattung über 
Zwischenfälle mit US-Soldaten 
darauf zu verzichten, die Ras- 
senzugehörigkeit der Beteiligten 
ohne zwingend sachbezogenen 
Anlaß zu erwähnen.« 


Diese Richtlinie steht jedoch 
im Gegensatz zu Artikel 5 des 
Grundgesetzes, der die Presse- 
und Meinungsfreiheit garantieren 
soll. 


Horst Pöttker, Professor für Jour- 
nalistik an der Universität Dort- 
mund, kritisiert das: 


»Bei der Zugehörigkeit eines Tä- 
ters oder Verdächtigen zu einer 
bestimmten, als „Minderheit“ de- 
finierten Gruppe geht es schließ- 
lich nicht um die Persönlichkeits- 
rechte des Täters, denn er wird 
durch deren Nennung ja nicht 
identifizierbar.« 


Unbestreitbar ist, daß sich diese 
Richtlinie auf die Zeit der alliier- 
ten Besatzung in Deutschland 
bezieht. Also auf historische Um- 
stände, die sich angeblich geän- 
dert haben sollen. 

Diese Richtlinie ist ein konkre- 
tes Formulierungsverbot und 
gehört abgeschafft! 


»Die Verlogenheit 
der Politik bringt 
mich regelrecht auf 
die Palme« 


Bevor Journalisten in den Re- 
daktionen ihre Selbstzensur 
ausüben können, bekommen 
sie teilweise vorzensierte In- 
formationen z.B. durch die 
Polizeipressestellen. Ein pen- 
sionierter Wolfsburger Kripo- 
Beamter entgegnete dem 
Vorwurf, daß es doch die Po- 
lizei war, die lange die Iden- 
tität der Täter aus der Kölner 
Silvesternacht verschwiegen 
hat, mit den Worten: 


»Und warum? Weil es Maul- 
körbe gibt, die nach jeweiliger 
politischer Couleur verpaßt 
werden. Wenn eine neue Lan- 
desregierung gewählt wird, 
werden als erstes unliebsa- 
me Polizeipräsidenten ausge- 
tauscht. Die suchen sich wie- 
der neue Inspektionsleiter, so 
geht es von oben nach unten. 
Und jedem ist klar: Kritik und 
Widerstand werden weder 
gewünscht, noch geduldet.« 


»Natürlich, vieles wird von 
oben auch unterschwellig 
vermittelt. 


Wenn es denn stimmt, daß 
Ausländer am Kriminalitäts- 
aufkommen nicht überpropor- 
tional beteiligt sind, warum 
soll die Polizei die Nationalität 
von Verdächtigen dann nicht 
benennen dürfen? Direkt ge- 
logen werden soll natürlich 
nicht, verschwiegen werden 
soll aber sehr wohl.« 

»Auch wenn ich nur ein ganz 
kleines Rädchen im Getriebe 
war: Was Moral und Gewis- 
sen betrifft, kann ich nur sa- 
gen, ich bin froh, daß ich es 
hinter mir habe.« 

»Die Verlogenheit der Politik 
bringt mich regelrecht auf die 
Palme«. 


MAULKORBRICHTLINIEN ABSCHAFFEN! 
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Eine Zensur findet nicht statt? 


Nachrichtenzensur 


Bei den  öffentlich-rechtlichen 
Sendern entscheidet offensicht- 
lich die Kanzlerin, was gedreht 
werden darf und was nicht. So 
erinnert Merkels Besuch in einer 
Berliner Schule an die Besuche 
des früheren DDR-Chefs Ho- 
necker bei den Jungen Pionieren. 


Anläßlich des Besuches des 
israelischen Präsidenten in 
Deutschland gab es bei einem 
Besuch einer Berliner Schule kri- 
tische Fragen an die Kanzlerin: 


»Warum liefere Deutschland 
eigentlich Waffen nach Isra- 
el, wollen Schüler mit palä- 
stinensischen Wurzeln von 
ihr wissen. Wegen seiner Ge- 
schichte habe Deutschland 
die Verantwortung, Israel zu 
unterstützen, so ihre Antwort, 
doch auch die dürfen Kameras 
schon nicht mehr drehen.« 

So der Originalton der tages- 
schau vom 12.5.2015 in seiner 
17-Uhr-Ausgabe. 

Der ehemalige SPIEGEL-Publi- 
zist Hendryk M. Broder zu die- 
sem Vorfall: 

»Noch skandalöser war, daß der 
Besuch der Bundeskanzlerin in 


der Berliner Schule so inszeniert 
wurde wie früher ein Besuch 
Erich Honeckers bei den Jungen 
Pionieren. Auch da durften die 
Medien dabei sein, aber nur so 
lange, wie der Generalsekretär 
es für angemessen und nützlich 
hielt. Daß die „Tagesschau“ die 
Antwort der Kanzlerin auf eine 
„kritische Frage“ nicht drehen 
darf, daß sich die Redaktion an 
diese Order hält, zeigt, wie weit 
die Kooperation zwischen der 
Regierung und den öffentlich- 
rechtlichen Medien mittlerweile 
gediehen ist.« 


Laut Zeitzeugen soll Merkel wäh- 
rend ihrer Mitgliedschaft in der 
DDR-Jugendorganisation FDJ 
für »Agitation und Propaganda« 
zuständig gewesen sein. Das er- 
klärt natürlich einiges. 


Europarat tadelt 
Deutschlands 
Medienzensur 

Die Parlamentarische Versamm- 
lung des Europarats beschäf- 
tigte sich in einer Debatte am 
28.1.2016 (7. Sitzung) intensiv mit 
der deutschen Politik und der Me- 
dienberichterstattung in Deutsch- 


Ein Leben unter der Zensur 


Seit Jahrzehnten erscheint die 
Zeitschrift UN, die Sie in der 
Hand halten, unter einer ganz 
besonders perfiden Art der Zen- 
sur: der Vorzensur. 


Die »einfache« Zensur ist eine 
klare Sache: In Diktaturen ist 
klar geregelt, was gesagt wer- 
den darf und was nicht. Die Zen- 
surbehörde streicht — und damit 
basta. Wer sich nicht daran hält, 
wird bestraft. 


In unserem freiheitlichen 
Rechtsstaat ist das anders. Da 
muß man selbst entscheiden, 
ob man befürchten muß, nach 


einer Veröffentlichung bestraft 
zu werden. 


Anfragen bei der Staatsanwalt- 
schaft, ob der beigelegte Ent- 
wurfstext möglicherweise gegen 
irgendwelche Paragraphen ver- 
stoße, sind nutzlos. Die Antwort 
heißt dann, dafür sei man nicht 
zuständig, sondern nur für be- 
reits erfolgte Taten. Noch sei das 
ja nicht »öffentlich verbreitet« 
worden. Man solle vorher einen 
Anwalt um Rechtsrat bitten. 

Fragt man dann trotz aller Kosten 
zwei Anwälte, erhält man je nach 
fachlicher Kenntnis (überspitzt) 


land. Dabei ging es speziell um 
die Berichterstattung über die 
sexuellen Übergriffe von »Flücht- 
lingen« auf Frauen zur Silvester- 
nacht in Köln. 


Dazu hat die Parlamentarische 
Versammlung eine Entschlie- 
Bung verabschiedet, die sehr 
deutlich Kritik an der hiesigen 
Medienberichterstattung übt. 


Unter dem Titel »Der Schutz von 
Frauen und die ehrliche Darstel- 
lung unbequemer Wahrheiten«, 
Resolution 2093 (2016), Punkt 
6, werden die deutschen Medien 
angehalten, die Fakten objektiv 
darzustellen und nicht aus even- 
tueller Rücksichtnahme auf politi- 
sche Korrektheit die Wahrheit zu 
verschweigen. 


Alles andere begünstige Ver- 
schwörungstheorien und das 
Mißtrauen in Medien und Staat 
und schüre Haß. Zugleich dürf- 
ten Menschen nicht stigmatisiert 
werden. 


Manche der 314 europäischen 
Parlamentarier fanden für das 
Thema sehr viel härtere Worte als 
die Abgeordneten aus Deutsch- 
land. Sie sprachen von Zensur. 


drei verschiedene Ratschläge. 
Der eine warnt vor $ 90a (Ver- 
unglimpfung des Staates), der 
andere vor $ 130 (Volksverhet- 
zung), ein Dritter sieht keinen 
davon erfüllt, sieht aber $ 189 
(Verunglimpfung des Andenkens 
Verstorbener) als erfüllt an. 


Nur weil wir uns dieser erniedri- 
genden, zeit- und kostenaufwen- 
digen Prozedur der »freiwilligen 
Vorzensur« seit Jahrzehnten 
beugen, konnten wir mehr als 
40 Ermittlungs- und Strafverfah- 
ren folgenlos überstehen. 


Eine Pressefreiheit, die dem 
Bürger die Möglichkeit gibt, sich 
selbst ein Urteil zu bilden, sieht 
anders aus! 


MAULKORBRICHTLINIEN ABSCHAFFEN! 
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Facebook und die Meinungsfreiheit 


Die Schweigespirale 
wird wiederhergestellt 


Wo sich die freie Rede entfaltet, 
ruft sie Kritiker auf den Plan. So 
auch bei dem sozialen Netzwerk 
Facebook. Die Plattform mit min- 
destens 25 Millionen Nutzern al- 
lein in der Bundesrepublik ist aus 
dem Leben kaum noch wegzu- 
denken. 


Das gilt auch für kleine, unabhän- 
gige Presseorgane. Wer seine 
Publikation über die Stammleser- 
schaft hinaus bekannt machen 
möchte, betreibt parallel eine 
Facebook-Seite (auch die Unab- 
hängigen Nachrichten). Clemens 
Schwender, Medienpsychologe 
und Professor an der SRH Hoch- 
schule der populären Künste in 
Berlin, äußerte bereits im Som- 
mer 2015 im stern die Ansicht, 
die viel zitierte Schweigespirale 
verliere durch Internetforen wie 
Facebook ihre Gültigkeit. 


Zensurforderungen 
nehmen zu 


Kein Wunder, daß Zensurforde- 
rungen aus der Politik und vom 
Medienkartell zunehmen. Die 
Schweigespirale nützt den Mäch- 
tigen, Facebook schadet dem. So 
sperrt z.B. China den Zugang zu 
Facebook für seine Bürger voll- 
ständig. 

Was die Sperrung einzelner In- 
halte anbelangt, wird regelmä- 
Big der »Global Government 
Requests Report« veröffentlicht, 
also eine weltweite Statistik über 
staatliche Anfragen bei Facebook 
betreffend die Sperrung von In- 
halten. Im zuletzt veröffentlichten 
Zeitraum Januar bis Juni 2015 
gab es aus Deutschland 2.344 
behördliche Anfragen aufgrund 
potentiell strafbarer Inhalte. Die 
Nutzerdaten von 2.716 Nutzern 
wurden angefordert. 188 Inhalte 
wurden infolge dieser staatlichen 
Anfragen gesperrt, die im Zusam- 
menhang mit Straftatbeständen 
wie Volksverhetzung gestanden 


haben sollen. Facebook betont 
aber auch in dem Report, es wür- 
den zu ungenaue Anfragen abge- 
lehnt. Im Übrigen werde aber auf 
jede »berechtigte Anfrage im Zu- 
sammenhang mit strafrechtlichen 
Fällen« reagiert. Was strafbar 
ist, entscheiden in diesem Land 
eigentlich immer noch Gerichte, 
nicht aber Facebook oder irgend- 
welche Behörden. 


Facebook muß 
Schrauben anziehen 


Erst im Februar versprach Face- 
book-Gründer Marc Zuckerberg, 
in Deutschland verstärkt gegen 
sogenannte Haß-Kommentare 
bei Facebook vorgehen zu wollen 
(vgl. UN 3/2016). »Gegenüber In- 
ternetnutzern, die Fremdenfeind- 
lichkeit und Rassismus offensiv 
propagieren, darf es keine falsch 
verstandene Toleranz geben.«, 
forderte Bundesiustizminister Hei- 
ko Maas (SPD) zuvor von Zucker- 
berg. 

»Wir dürfen den geistigen Brand- 
stiftern nicht das Feld überlassen 
— weder auf der Straße noch im 
Netz. Deshalb: Wir haben zusam- 
men mit Facebook, Google und 
Twitter sowie zivilgesellschaftli- 
chen Organisationen eine Task 
Force zum Umgang mit Haßbot- 
schaften im Internet eingesetzt«, 
verkündete Maas auf den Netz- 
seiten des Bundesjustizministeri- 
ums. 


Frühere Stasi-Spitzelin 
mit an Bord 


Mit dieser »Task Force« wurden 
so »renommierte«, auf seriös 
getrimmte Antifa-Vereinigungen 
wie die Amadeu-Antonio-Stiftung 
(AAS) betraut, den Umgang mit 
gemeldeten Kommentaren zu 
prüfen. Das Motto: »Gemeinsam 
gegen Haß-Botschaften«. Das 
Vorgehen: »Anwenderfreundli- 
che Melde-Tools ... Nach 24 Stun- 
den soll gelöscht werden.« Neben 
der Löschung von Kommentaren 
wurde die Weitergabe von Nut- 


zerdaten an Strafverfolgungsbe- 
hörden erörtert. 


Aus den Ergebnissen der »Task 
Force« ging am Jahresanfang die 
» Initiative für Zivilcourage Online« 
hervor. Die europaweite Initiati- 
ve mit Sitz in Berlin werde Verei- 
ne, die sich gegen sogenannten 
Online-Extremismus engagieren, 
finanziell und organisatorisch för- 
dern, heißt es feierlich aus dem 
Justizministerium. Partner ist un- 
ter anderen noch immer die AAS. 


Diese Stiftung wird geleitet von ih- 
rer Gründerin Anetta Kahane. Als 
IM Victoria versorgte sie zwischen 
1974 und 1932 die Stasi mit bela- 
stendem Material über Dutzende 
Personen in ihrem Umfeld und 
führte Aufträge für die Stasi aus. 
Kahanes Stasi-Akte umfaßt knapp 
800 Seiten. Laut Berliner Zeitung 
vom 2.4.2003 notierte Kahanes 
Führungsoffizier zu Beginn ihrer 
Stasi-Tätigkeit, daß sie bereits 
beim zweiten Treffen »ehrlich und 
zuverlässig« berichtet habe. 


Der Druck von »oben links« zeigt 
Wirkung. Der SPD-eigene Vor- 
wärts zitiert dazu Simone Rafael, 
Chefredakteurin des von der 
Amadeu-Antonio-Stiftung betrie- 
benen Portals Netz-gegen-Nazis. 
de: »Facebook geht inzwischen 
deutlich rigider vor. Den offenen 
und organisierten Rechtsextre- 
mismus, wie er noch vor zehn 
Jahren dort zu beobachten war, 
gibt es dort nicht mehr.« Die »auf 
Facebook verbliebenen Rechts- 
extremen« bekämen kalte Füße. 


Darauf kann unsere Demokratie 
wahrlich stolz sein. 


STASI IN NEUEM GEWAND 
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Eine »Herrschaft des Unrechts« 


Bild nur in der gedruck- 
ten Ausgabe verfügbar. 


Foto: ODD ANDERSEN/AFP/Getty Images 


Bestellmöglichkeit auf 


Seite 12 


Mit diesem Begriff verurteilte der 
bayerische Ministerpräsident 
Seehofer die Politik, die den 
schrankenlosen, ungehinderten 
und unkontrollierten Einstrom 
von Menschenmassen aus Ara- 
bien, Afrika, aus dem Balkan 
oder aus Bangladesch zuläßt, 
die allesamt als »Asylsuchende« 
oder »Flüchtliinge« bezeichnet 
werden. 


Bis auf wenige Ausnahmen sind 
es jedoch weder Asylberechtigte 


Allgemeine Vorschriften 
zum Haushaltsplan, § 25: 


»(2) Ein Überschuß 
ist insbesondere 
zur Verminderung 
des Kreditbedarfs 


oder zur Tilgung 
von Schulden zu 


verwenden oder 
der Konjunktur- 
ausgleichsrückla- 
ge zuzuführen.« 


noch Flüchtlinge, sondern rechts- 
widrige Grenzüberschreiter, da 
sie auf ihrer Flucht alle bereits 
in »sicheren Ländern« waren. 
So steht es klar und eindeutig im 
Grundgesetz, Artikel 16a. 


Als »Herrschaft des Unrechts« 
muß man auch die bundes- 
deutsche Haushaltsplanung 
empfinden. 


Bekanntlich wurde voller Stolz 
verkündet, daß der Bund im Jahr 
2015 einen Haushaltsüberschuß 
von 12,8 Milliarden Euro erwirt- 
schaftet habe. 


Statt diese Milliarden aber ge- 
setzestreu zu Schuldentilgung 
zu nutzen, hat der Herr Bun- 
desfinanzminister sie für die auf 
uns zukommenden Kosten der 
»Flüchtlingskrise« zurückgelegt. 


In der Bundeshaushaltsord- 
nung (BHO) vom 19.8.1969, 
per Gesetz zuletzt geändert am 
3.12.2015, heißt es klipp und 
klar: 


»(2) Ein Überschuß ist insbe- 
sondere zur Verminderung 
des Kreditbedarfs oder zur Til- 
gung von Schulden zu verwen- 
den oder der Konjunkturaus- 
gleichsrücklage zuzuführen.« 


In diesem Gesetz steht kein Wort 
davon, daß der Überschuß für 


WISSEN IST MACHT! 


irgendwelche Sonderausgaben, 
z.B. für die Flüchtlingskosten, 
weltweite Militäreinsätze oder Fi- 
nanzierung anderer Staaten aus- 
gegeben werden darf. 


Und ein Konjunktureinbruch, der 
möglicherweise ausgeglichen 
werden müsse, ist nach einstim- 
miger Bekundung des Berliner 
Parteien-Kartells nicht zu be- 
fürchten, denn die »Flüchtlinge« 
wären ja ein Gewinn, eine Berei- 
cherung, und die vielen dringend 
benötigten Fachkräfte würden 
unsere Wirtschaft stärken und 
unsere Renten sichern. 


Fragen Sie also Ihren zustän- 
digen Bundestagsabgeordne- 
ten, liebe Leser, wie er diese 
Mißachtung der Gesetzeslage 
begründen kann! 


Recht und Unrecht 


Alle unsere Politiker und Mei- 
nungsmacher reden täglich vom 
»Grundrecht auf Asyl«, das keine 
Obergrenze kenne und nicht an- 
getastet werden dürfe. Das stün- 
de im Grundgesetz-Artikel 16a. 


Man fragt sich, ob sie den Absatz 
(2) dieses Artikels des Grund- 
gesetzes in seiner vollen Länge 
überhaupt je gelesen haben! 


Wir drucken ihn deshalb auf 
der Folgeseite in voller Länge 
ab, damit jedermann, der vom 
»unantastbaren Grundrecht auf 
Asyl« spricht oder von seinen 
Gesprächspartnern darauf hin- 
gewiesen wird, ihn auf den Tisch 
legen kann. 


Viel langes Gerede ohne Wis- 
sensgrundlage erledigt sich, 
wenn man das nötige Wissen 
hat! 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 
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Den Artikel 16a GG kann man gar 
nicht groß genug herausstellen, 
um den Anspruch des GG mit der 
Wirklichkeit zu vergleichen. Dem- 
nach wird dieser Artikel massen- 
haft gebrochen. In einer Teilauf- 


lage liegt dieser Ausgabe eine 
Postkarte bei, mit der Sie, liebe 
Leser, Ihren Bundestagsabge- 
ordneten anschreiben können mit 
der Bitte, Ihnen mitzuteilen, was 
er bisher unternommen hat oder 


MITMACHEN! 
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zu unternehmen gedenkt, um 
dem massenhaften Mißbrauch 
des Asylrechts entgegenzutreten. 
Anschrift der Bundestagsabgeord- 
neten: Platz der Republik 1, 11011 
Berlin. 
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Offener Brief zur 
»unabhängigen Berichterstattung« 


Am 20.3.2016 zeigte der West- 
deutsche Rundfunk in einem 
Fernsehbeitrag dem qgutgläubi- 
gem Zuschauer, wie skrupellose 
Warburger Polizisten Flüchtlings- 
kindern Mißhandlungen andro- 
hen und diese sogar in Ketten 
aus der Unterkunft zerren wollen. 


Da die vom WDR gesendeten, 
sichtbar zusammengeschnitte- 
nen Handyaufnahmen nur einige 
wenige Ausschnitte des Gesche- 
hens zeigten, mußte jeder Zu- 
schauer glauben, Warburger Po- 
lizisten seien ausländerfeindlich. 


Auf der Internetseite des WDR 
liest man zu dieser Sendung: 


»Nach Recherchen von Westpol, 
„Die Story“ und Monitor ist es bei 
einem Polizeieinsatz [...] zu ver- 
balen und körperlichen Überzgrif- 
fen durch die Polizei gekommen. 
[...] Dem WDR liegt dazu Video- 
material vor. Darauf ist zu sehen, 
daß ein Polizist der syrischen 
Flüchtlingsfrau mit den Worten 
droht: „Wenn sie nicht mitkommt, 
leg ich sie in Ketten und zerre 
sie raus. Ist mir scheiß egal. Ich 
habe keine Zeit und keine Lust. 
Ich bin auch nicht ihr Freund (...), 
ist mir auch scheißegal, ob da 
ein Kind ist, das packe ich auch 
in Ketten. “« 


Michael Stickeln, Bürgermei- 
ster von Warburg, fordert nun 
in einem offenen Brief eine Er- 
klärung vom Intendanten des 
Westdeutschen Rundfunks, 
Tom Buhrow. 


»lch bin der festen Überzeu- 
gung, daß es genau diese zum 
Teil unvollständige, in diesem 
Fall einseitig die Interessen von 
Flüchtlingen unterstützende und 
wesentliche Fakten weglassen- 
de Art der Berichterstattung ist, 
die zu gesellschaftlichen Span- 
nungen führt und die auch in der 
Lage ist, öffentliche Meinungen 
zu manipulieren. « 


Den Sachverhalt schildert er 
wie folgt: »Nachdem meine Ver- 
waltung Beschwerden einer sy- 
rischen Flüchtlingsmutter über 
sexuelle Belästigungen ihr selbst 
und einem ihrer Kinder gegen- 
über erreichten, haben wir zum 
Schutze der Betroffenen ent- 
schieden, die Familie vorsorglich 
in eine andere Unterkunft zu ver- 
legen, da in der neuen Unterkunft 
fast ausschließlich aus Syrien 
stammende Flüchtlinge unterge- 
bracht sind und wir uns so für die 
Familie einen friedlichen Aufent- 
halt erhofften. [...] Da die syrische 
Familie sich jedoch den Mitar- 
beitern der Hansestadt Warburg 
gegenüber massiv weigerte um- 
zuziehen, haben wir die Polizei 
in Warburg um Unterstützung im 
Rahmen der sogen. „Vollzugshil- 
fe“ gebeten. Bei der anschließen- 
den Umsetzung durch die Polizei 
kam es zu Auseinandersetzun- 
gen. [...] Teile dieser polizeilichen 
Maßnahmen sind von Dritten mit 
Hilfe von Handy-Videos festge- 
halten worden, die an die WDR- 
Mitarbeiterin, Frau El Moussaoui, 
weitergegeben worden sind. 
Frau El Moussaoui hat daraufhin 
mit mir und zwei weiteren Mitar- 
beitern der Stadtverwaltung [...] 
Gespräche geführt, in denen der 
Sachverhalt und die Beweggrün- 
de der Stadt ausführlich erläutert 
wurden.« 


Dann folgen Fragen an den In- 
tendaten, wie »Warum hat die 
Mitarbeiterin des WDR, Frau Nai- 
ma El Moussaoui, die umfangrei- 
chen Informationen, die wir ihr 
in rund drei Stunden Interviews 
insbesondere über das gemein- 
sam mit der Flüchtlingsinitiative, 
der Sozialarbeiterin und der Po- 
lizei erstellte Unterbringungskon- 
zept gegeben haben, vollständig 
weggelassen?« oder »Ist Frau 
EI Moussaoui bewußt, welche 
Demotivierung und auch vorver- 
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urteilende Anfeindungen Polizei- 
beamte aufgrund einer solch un- 
differenzierten Berichterstattung 
erleiden müssen?« 


Stickelns Brief ist aber auch ein 
schönes Beispiel, wie zwangs- 
gebührenfinanzierter, angeblich 
»unabhängiger« Journalismus 
funktioniert: 


»Nur einen Tag nach der WDR- 
Berichterstattung in der Sendung 
„Westpol“ tauchen Pressartikel in 
der „Neuen Westfälischen Zei- 
tung“ auf, in der von einer eh- 
renamtlichen Warburger Flücht- 
lingshelferin berichtet wird. Die 
Aussage dieser freiwilligen Hel- 
ferin läßt das Verhalten der 0.9. 
syrischen Flüchtlingsfamilie in 
einem völlig neuen Licht erschei- 
nen, der die WDR-Berichterstat- 
tung gleichsam auf den Kopf 
stell. Die  Flüchtlingshelferin 
erklärt, daß die syrische Flücht- 
lingsmutter, die zusammen mit 
ihren Kindern erst seit einigen 
Wochen in Warburg weilt, in ein 
„eigenes Haus“ umziehen wollte 
und hierzu einen sexuellen Miß- 
brauch in der Zentralunterkunft 
vorgetäuscht hat. Beim Eintreffen 
der Polizei habe die Mutter ihre 
Kinder aufgefordert, sich mit Trit- 
ten und Bissen gegen die Polizei 
zur Wehr zu setzen und auch 
selbst zugebissen. Demnach hät- 
ten Augenzeugen berichtet, daß 
die Frau ihre eigenen Kinder re- 
gelmäßig schlägt. 


Vor diesem neuen Hintergrund 
drängen sich Fragen auf: Wuß- 
te Frau El Moussaoui vom WDR 
von der Aussage der Warburger 
Flüchtlingshelferin und wenn ja, 
warum hat sie auch diese Infor- 
mation weggelassen?« 


Eine Antwort des WDR-Intendan- 
ten stand zu Druckbeginn dieser 
UN-Ausgabe noch aus. 


DER ROTE »SCHWARZE KANAL« 
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Wenn einer eine Reise tut ... 


Basler Zeitung 


Nebenstehend ein Abdruck aus der Basler Zei- 
tung vom 29.9.2015. 


Reisen bildet. »Wenn einer eine Reise tut, dann 
kann er viel erzählen«, heißt ein alter Spruch. Heute 
kann man sagen, »... dann kann er vieles lesen, was 
ihm zuhause verborgen bleibt!« 


Täglich werden wir mit Meldungen und Stellung- 
nahmen zur »Flüchtlingskrise« überschüttet, die ja 
in Wahrheit eine (noch) friedliche Invasion Deutsch- 
lands und Europas ist — von langer Hand geplant. 


Das reicht von Coudenhove-Kalergi (1925) über die 
Genozid-Planer Theodore N. Kaufmann, E. A. Hoo- 
ton und dem EU-Beschluß aus dem Jahr 2007 »EU 
plant Import von 20 Mill. Asiaten und Afrikanern«) bis 
heute. Beispielhafte Belege dazu, siehe UN 1/2008 
und 9/2015, die Sie gerne anfordern können. 


Doch darüber liest man in den »politisch korrekten« 
bundesdeutschen Zeitungen kein Wort, vom öffent- 
lich-rechtlichen Fernsehen ganz zu schweigen. 


Liest man auf Reisen, z. B. in England oder in der 
Schweiz, die Zeitungen, staunt man nicht schlecht. 


»Wir werden ihnen Fruchtbarkeit geben. Wir werden 
Kinder mit ihren Frauen machen. Denn wir werden 
ihre Länder erobern, ob es euch gefällt oder nicht, ihr 
Deutschen, Amerikaner, Franzosen und Italiener, 
predigt ein Imam der 1.300 Jahre alten Jerusalemer 
al-Aqsa-Moschee. 


Haben Sie davon etwas in den Zeitungen von Flens- 
burg bis zum Allgäu je etwas gelesen? 


Erinnern Sie sich noch an den Aufschrei der Empö- 
rung in allen Medien vor einigen Monaten und an 
den Ruf des Herrn Gabriel nach dem Verfassungs- 
schutz, als einer der Sprecher der AfD sich erlaubte, 
in einer Rede auf die Geburtenrate und -häufigkeit 
in verschiedenen Volksstämmen und Kulturkreisen 
hinzuweisen? 


Es ist kein Wunder, daß die Zeitungen immer mehr 
Leser verlieren und immer mehr Leute den Fernseher 
ausschalten, wenn man 
EIN ZEICHEN CECEN DIE immer nur das Gleiche 


MEINUNGSDIKTATUR: liest und hört. 
= Wo und wenn die sach- 
[m] STE [=] liche Berichterstattung 
u gefiltert und eine ge- 
steuerte Einheitsmei- 
nung ohne pro und 
[m] kontra verbreitet wird, 


www.un-nachrichten.de ist das nichts anderes 
als eine Zensur! 


Die Fruchtbarkeit 
der Muslime 


Von Eugen Sorg 


Die Gründe für Angela Merkels plötzlichen und 

desaströsen Entscheid, Europas Grenzen für 

Hunderttausende von hauptsächlich jungen und 

männlichen Migranten aus den arabischen 

Albtraumzonen zu öffnen, bleiben weiterhin 

rätselhaft. Vielleicht mag die kindlich-naive 

| Hoffnung mitgespielt haben, eine sich stetig 

| antiwestlicher und rabiater entwickelnde 

| islamische Welt zu beschwichtigen. «Seht her, wir 
haben nichts gegen euch Muslime. Wir sind 
tolerant und friedfertig. Ihr müsst uns nicht 
hassen.» Bei den Korangläubigen wird so viel 

| christliche Hilfsbereitschaft jedoch anders inter- 

| pretiert: als Kapitulation eines eingeschüchterten 

und taumelnden Feindes. 

Scheich Muhammad Ayed, ein Imam an der 
1300 Jahre alten Jerusalemer Al-Agsa-Moschee, 
der drittheiligsten Stätte des Islam, drückte dies in 
einer Freitagspredigt jüngst folgendermassen aus: 
«Deutschland ist kein barmherziges Land, das 
Flüchtlinge aus Syrien und dem Irak oder palästi- 
nensische Flüchtlinge aus der Levante oder 
anderswoher aufnehmen will. Europa ist alt und 
klapprig geworden und braucht menschliche Ver- 
stärkung. Keine Kraft ist stärker als die menschli- 
che Kraft von uns Muslimen. Hört, ihr Muslime, 

. die Deutschen sagen in ihren Wirtschaftsberich- 

| ten, dass sie 50000 junge Arbeiter brauchen (...) 

| Sie werden nicht von Mitleid für die Levante und 
ihre Menschen, ihre Flüchtlinge getrieben. 

Überall in Europa sind die Herzen mit Hass 

aufdie Muslime gefüllt. Sie wünschen sich, wir 
wären tot. Aber sie haben ihre Fruchtbarkeit 
verloren. Jetzt suchen sie nach Fruchtbarkeit in 
‚unserer Mitte. Wir werden ihnen Fruchtbarkeit 
‚geben. Wir werden Kinder mit ihren Frauen 
machen. Denn wir werden ihre Länder erobern, 
ob es euch gefällt oder nicht, ihr Deutschen, 
Amerikaner, Franzosen und Italiener. 

Nehmt die Auswanderer. Wir werden sie schon 
bald einsammeln im Namen des kommenden 
Kalifats. Wir werden zu euch sagen: Dies sind 
unsere Söhne. Schickt sie uns, oder wir schicken 
unsere Armeen zu euch.» (Die Nachrichten- 
agentur Mernri hat eine Videoaufnahme dieser 
Predigt vom 11. 9. 2015 ins Netz gestellt.) 


VERSCHWIEGENE DROHUNGEN 
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Propaganda-Befehle aus den USA 


Zum Vorwurf, daß die Bericht- 
erstattung deutscher Medien 
bewußt unterdrückt oder mani- 
puliert wird, hat sich auch der 
ehemalige saarländische Mini- 
sterpräsident Oskar Lafontaine 
(Die Linke) geäußert. 

In einem Beitrag auf Facebook 
wirft er den Journalisten vor, Be- 
fehle aus Übersee zu erhalten. 


»Daß die GIA 
manchem deutschen 


Journalisten die 
Feder führt, dürfte 
bekannt sein.« 


In seinem Beitrag bezieht er sich 
auf die einseitige Berichterstat- 
tung über den Syrien-Krieg: 

»In der „westlichen Wertege- 
meinschaft“ gilt der Standard der 
doppelten Moral. Die Rohstoff- 
und Absatzkriege der „Koalition 
der Willigen“ unter Führung der 
USA sind Kämpfe für Freiheit, 
Demokratie und Frauenrechte. 
Nur ab und zu sagt einer mal die 
Wahrheit: „Wenn ich Präsident 


B 


acebook = e 


a 


Nie", sag 


Bildschirmausdruck: www.fb.com/oskarlafontaine 


bin, werde ich alles daranset- 
zen, alternative Treibstoffe und 
die entsprechenden Fahrzeuge 
der Zukunft zu entwickeln, da- 
mit dieses Land innerhalb von 
zehn Jahren vom Öl des Nahen 
Ostens unabhängig wird und 
unsere Söhne und Töchter nicht 
mehr für dieses Öl kämpfen und 
sterben müssen.“ (John F. Kerry 
am 27. Februar 2004) 


Die russischen Bombardements 
sind Verbrechen, während der 


„westlichen Wertegemeinschaft“ 
nur bedauernswerte „Kollate- 
ralschäden“ unterlaufen, so zum 
Beispiel 1,3 Millionen Tote in den 
letzten Jahren („Internationale 
Ärzte für die Verhütung des Atom- 
krieges‘). Die „westliche Werte- 
gemeinschaft“ bestätigt George 
Orwell: „Wenn alle Aufzeichnun- 
gen gleich lauteten, dann ging 
die Lüge in die Geschichte ein 
und wurde Wahrheit.*« 


L rebe Leser. ZAHZ eriyar: 


Heute komm’ ich mal mit einer Frage ... 

»In den UN stand irgendwann mal in den letz- Ein weiterer und noch wirksamerer Weg wäre 
es, Sie würden sich zur Zusendung von monat- 
lich zwei, drei oder mehr Exemplaren der UN 
entschließen, ein Heft zur Aufbewahrung, die 


anderen zur Weitergabe, an wen auch immer. 


ten ein bis zwei jahren etwas von ...« - und dann 
kommen die tollsten Fragen. »/ch weiß aber 
nicht mehr wann und habe die UN nicht mehr, 
weil ich sie immer weitergebe. jetzt brauche ich 
Jeder hält sich immer mal wieder in irgendwel- 
chen Räumen, Bahnen oder Wartezimmern auf, 
in denen er sie liegenlassen kann. Viele UN- 
Leser machen das, und denen sei hier einmal 
besonders gedankt. 


das aber dringend!« 


Solche Briefe oder Anrufe erreichen uns regel- 


mäßig. 


Wir können Ihnen helfen! 


Unsere Jahrgangsmappen der Unabhängigen Ein ganz besonderer Tag zum »liegenlassen« 


wäre der 3. Mai, der Tag der Pressefreiheit. 
Entsprechende Nachbestellungen werden wir 
schnellstmöglich bearbeiten. 


Ihre UN-Mitarbeiter 


Nachrichten sind seit vielen Jahren eine Fund- 
grube, die in jedem Bücherregal stehen sollten! 
Ab dem Jahrgang 2000 können Sie diese bei uns 
anfordern (Kostenbeitrag: 25 Euro). 


IM FREUNDESKREIS 
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»Lügenpresse«: 


Gesprächsrunde in Wien 


Der vor allem in der Flüchtlings- 
debatte geäußerte Vorwurf, 
die Medien würden lügen oder 
Dinge verschweigen, hat am 
9.3.2016 eine Gesprächsrunde 
im ORF-Radio zum Thema »,Ihr 
lügt doch Alle“ — Zu Flucht und 
Qualitätsjournalismus« beschäf- 
tigt. Das Gespräch drehte sich 
einerseits um den Umgang der 
Medien mit den sexuellen Über- 
griffen in der Kölner Silvester- 
nacht, andererseits um den Me- 
dienwandel und wie sogenannte 
»Blogs« die Glaubwürdigkeit des 
Journalismus untergraben. 


Für Joachim Riedl (Die Zeit) 
stellte der Vorwurf der »Lügen- 
presse« kein neues Phänomen 
dar, der Unterschied sei aber, 
daß ein »Facebook-Posting« 
wirksamer sei als früher ein Flug- 
blatt. Der Universitätsprofessor 
Konrad Paul Liessmann (Univer- 
sität Wien) sagte, die Debatte sei 
vor allem durch die Kölner Sil- 
vesternacht ins Rollen gebracht 
worden, nach der die sexuellen 


SEPA-Lastschriftmandat 


Übergriffe vier Tage lang ver- 
schwiegen worden seien. 

Armin Wolf, Journalist und Mode- 
rator der ORF-Sendung »ZiB 2«, 
räumte rund um Köln handwerk- 
liche Fehler ein. Diese seien vor 


Gläubiger-Identifikationsnummer: DE45ZZZ00000086750; Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt 


Ich ermächtige den Freundeskreis Unabhängige Nachrichten e.V., Alstadener Str. 49a, 46049 
Oberhausen, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich 
mein Kreditinstitut an, die vom Freundeskreis Unabhängige Nachrichten e.V. auf mein Konto ge- 


zogenen Lastschriften einzulösen. 


Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstat- 
tung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbar- 


ten Bedingungen. 


Vorname und Name (Kontoinhaber) 


Name des Kreditinstituts 


| 
BIC (SWIFT) 


IBAN 


E Dieses Mandat gilt nur für nebenstehende Einzugsermächtigung. 


pa] Für die Vorankündigungen (»Prenotification«) der Lastschriften gilt eine verkürzte Frist von 2 Kalendertagen. 


Datum, Unterschrift 


www.fb.com/UN.Nachrichten 


UN 4/2016 : Seite 11 


allem in den regionalen Medien 
passiert. »Ein Lokalredakteur 
sollte das mitbekommen«. 


Auch der MDR-Chefredakteur 
Stefan Raue gestand ein, daß 
Köln »keine Sternstunde des 
Journalismus« gewesen sei. 
Gleichzeitig versuchte er, das ta- 
gelange Schweigen in den bun- 
desdeutschen Medien zu ent- 
schuldigen. Es sei Wochenende 
gewesen, die Redaktionen dünn 
besetzt und die Blicke nach Mün- 
chen zu den Bombendrohungen 
gerichtet. Zudem seien es zuerst 
nur Gerüchte über zwei, drei Pö- 
beleien gewesen. 


Liessmann ging mit den Medi- 
en hart ins Gericht. Sie hätten 
im Vorjahr aus eigenem Antrieb 
heraus die »Flüchtlingskrise« 
schöngeredet und Berichte mit 
Frauen und Kindern bebildert, 
obwohl großteils junge Männer 
gekommen seien. Daß Leser 
das Vertrauen in ihre Zeitung 
verlieren, sei darauf zurückzu- 
führen, daß Qualitätsmedien die 
Trennung von Berichterstattung 
und Meinung nicht mehr ernst 
genug nehmen. Gleichzeitig wür- 
den Positionen und Meinungen 
moralisiert und damit eine De- 
batte verunmöglicht. 
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Offizielle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Dezember 2015: 
Januar 2016: 


43,301 Millionen ” 
42,962 Millionen ” 


soz.-versich.-pfl. Beschäftigte: 
November 2015: 31,420 Millionen ” 


Dezember 2015: 31,178 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Januar 2016: 2.920.421 ” 


Februar 2016: 2.911.165 ” 


Leistungsempfänger: 


ALG, ALG Il und Sozialgeld 
Januar 2016: 
Februar 2016: 


Offene Stellen: 
Januar 2016: 
Februar 2016: 


Staatsverschuldung: 
2.026.568.270.995 Euro ” 


6.970.844 ” 
6.984.765 ” 


580.844 ” 
613.885 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
115 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 
03.03.2016: 


06.04.2016: 


24.950 Euro ? 
24.878 Euro ? 


® Bundesagentur für Arbeit, 6.4.2016 
2) Bund der Steuerzahler, 6.4.2016 
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Rechts, rechter, am rechtesten ... 


Man müßte nur wissen, wer was 
ist. Politik und Medien verpas- 
sen manchen Mitbürgern wahl- 
weise Etiketten wie »rechts«, 
»rechtsradikal«, »rechtsgesinnt«, 
»rechtsextremistisch« oder 
»rechtspopulistisch«. Und dann 
gibt es auch noch »rechte Rat- 
tenfänger«, offenbar so eine Art 
von Kämmerjägern, die Unge- 
ziefer austreiben. 

Früher hieß es einmal: »Halte 
dich rechts, dann fährst du si- 
cherer«. Den Rechtsverkehr gibt 
es noch immer, so wie man sich 
auch die rechte Hand gibt. 


Jetzt will (soll) die Bundesregie- 
rung den Kampf gegen »rechts« 
mit jährlich 100 Millionen Euro 
fördern! 


In der Jüdischen Allgemeinen 
vom 24.3.2016 liest man: 


»Bislang steckten jährlich 50 Mil- 
lionen Euro im Bundesprogramm 
„Demokratie leben — Aktiv gegen 
Rechtsextremismus, Gewalt und 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


Uu Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


ü Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


U Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Uu Einen Kostenbeitrag von 
bar bei - zahle ich per Einzug - überweise ich auf nebenstehendes Konto. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Euro lege ich per Verrechnungsscheck / in 


Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie diese Nummer 


direkt über Ihrer Anschrift zwischen ## und #) 


DAS LETZTE 


Menschenfeindlichkeit“. Dem- 
nächst, so plant es das von Ma- 
nuela Schwesig (SPD) geführte 
Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend, 
wird der Etat auf 100 Millionen 
erhöht. Doppelte Anstrengung 
gegen Rechts also.« 


Die Zeitung begrüßt das, nennt 
es im Vergleich zu anderen Aus- 
gaben aber »mickrig« und for- 
dert ein »monetäres Signal« aus 
Berlin, mehr herauszurücken. 


Ob sich neben den diversen 
» Initiativen und Projekten« nun 
auch alle Linkshänder aus den 
Fördertöpfen bedienen können, 
wäre zu klären. 


Aber auch, ob es einen Rechts- 
staat und ein Rechtssystem ge- 
ben darf, in dem Rechtsanwälte 
Rechtshilfe leisten. 


Man kann aber aus einer Rechts- 
kurve auch eine Nichtlinkskurve 
und aus rechtmäßig nichtlinks- 
mäßig machen. 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 
E-Post: info@un-nachrichten.de 


Bankverbindung: 

FKUN e.V. 

IBAN: DE75 1001 0010 0636 5391 01 
BIC: PBNKDEFF 


Internet: 
www.un-nachrichten.de 
www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Herausgeber: Freundeskreis Unabhängige 
Nachrichten e.V., Alstadener Str. 49a, 46049 
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Für unverlangt eingesandte Zuschriften wird 
keine Haftung übernommen! Alle Texte dürfen, 
möglichst mit Quellenangabe, weiterverbreitet 
werden. 

Kein gewerbliches Unternehmen. Außer Satz 
und Druck ist alle Mitarbeit ehrenamtlich. 


Keine Werbung oder Anzeigenaufnahme. 
Kein Verkauf, Kostenbeiträge sind freiwillig, 
z.Zt. entstehen Selbstkosten von etwa 

1,50 Euro je Ausgabe einschließlich Porto. 
Diese Zeitschrift wird vor dem Druck von 
Anwälten auf strafrechtliche Unbedenklichkeit 
überprüft. 


Druck: Wegeor GmbH, Alstadener Str. 49a, 46049 Oberhausen 


